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Aufnehmen statt sterben lassen! Die Faschisierung Europas stoppen!
Schutz verweigert; laut Zeitungsbe-
richten gab es schon mehrere hunder-
te Fälle, in denen Menschen wegen
„illegaler Einreise“ zu vierjährigen Ge-
fängnisstrafen verurteilt wurden.

Die europäische Abkehr

von sämtlichen Grund-

rechten
All dies tritt nicht nur die vielbe-
schworenen europäischen Werte mit
Füßen, sondern verstößt gegen inter-
nationales Völkerrecht, Europarecht,
die Europäische Menschenrechtskon-
vention und die Genfer Flüchtlings-
konvention.

1 . Griechenland hat sich zur Ein-
haltung des völkerrechtlichen Grund-
satzes des Non-Refoulement (Nicht-
Zurückweisung) verpflichtet, der in
einer Vielzahl von völker- und men-
schenrechtlichen Verträgen verankert
ist (u.a. Art. 33 Genfer Flüchtlings-
konvention, Art. 3 Europäische Men-
schenrechtskonvention) . Die Waffen-
gewalt an der griechischen Grenze, als
auch Abschiebungen ohne Asylverfah-
ren stehen im Widerspruch zu diesen
Rechtsnormen und stellen einen fort-
gesetzten Rechtsbruch dar.

2. Ebenso ist das Verbot der Kollek-
tivausweisung menschen- und euro-
parechtlich verankert (Art. 19 Abs. 1
der europäischen Grundrechte-Charta,
Art. 4 des 4. Zusatzprotokolls zur
EMRK) . Auch Griechenland ist über
die europäische Grundrechte-Charta
an diesen Grundsatz gebunden. Die
griechische Regierung kann sich auch
nicht auf die jüngste Entscheidung des
Europäischen Gerichtshofes für Men-
schenrechte (8675/15 und 8697/15)
zur Praxis der Pushbacks an der spa-
nisch-marokkanischen Grenze beru-
fen: Der EGMR hat in dieser Entschei-
dung verlangt, dass es eine legale Ein-
reisealternative gibt und der Antrag
auf Schutz an anderer Stelle gestellt
werden kann. Eine solche Alternative
existiert in Griechenland keinesfalls,
weder kann an anderen Grenzüber-
gängen oder in Polizeistationen ein
Schutzgesuch gestellt werden. Damit
ist weder eine Aussetzung des Asyl-
rechts noch eine komplette Grenz-
schließung rechtmäßig. Sowohl das
Zurückweisungsverbot als auch das
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Es war zu erwarten: 4 Jahre Zuschau-
en zeigen jetzt ihre katastrophale
Wirkung. Der Corona-Virus hat auch
die griechischen Inseln erreicht.
40.000 Menschen, zusammenge-
pfercht in völlig überfüllten EU-Hot-
spot-Lagern wie Moria, unter desas-
trösen Hygiene-Bedingungen und fast
ohne medizinische Versorgung, könn-
ten schon bald der tödlichen Krank-
heit ausgeliefert sein. Während euro-
päische Staaten zum Schutz vor der
Pandemie ihre Grenzen schließen und
selbst soziale Begegnungen von Klein-
gruppen unterbinden, ist das von der
Austeritätspolitik und Wirtschaftskrise
schwer angeschlagene griechische
Krankensystem in keiner Weise in der
Lage, bei einem großflächigen Krank-
heitsausbruch die notwendige medizi-
nische Versorgung der Geflüchteten
sicherzustellen. Und die EU versperrt
sich weiterhin allen Appellen, die La-
ger zu räumen und die Menschen si-
cher zu evakuieren. Vielmehr wird
verstärkt abgeriegelt. Dies passt dazu,
was wir in den letzten zwei Wochen
an der griechisch-türkischen Grenze
beobachten konnten: Eine beispiellose
Brutalisierung der EU-Migrationspoli-
tik, gepaart mit der skrupellosen Ver-
letzung grundlegender Menschen-
rechte, Europarecht und der Genfer
Flüchtlingskonvention.

Menschen, die in Europa Schutz su-
chen, werden mit Tränengas beschos-
sen, zusammengeschlagen, ausgezo-
gen und illegal über die Grenze zu-

rückgeschoben. Im ägäischen Meer
werden Fliehende aggressiv von der
griechischen Küstenwache attackiert,
Motoren zerstört und Schlauchboote
aufgestochen. Auch was 2015 noch
unsagbar war, ist nun Realität gewor-
den: Mit scharfer Munition wird die
Grenze verteidigt und mehrere Men-
schen wurden an der griechisch-türki-
schen Evros-Grenze erschossen. Damit
hat sich die europäische Grenzpolitik
von einem passiven Sterbenlassen an
den Außengrenzen zu einer Politik
aktiven Tötens gewandelt. Freiwillige
Helfer_innen und Mitarbeiter_innen
internationaler Organisationen auf
den griechischen Inseln wurden in
rechtsradikalen Netzwerken zur Ver-
folgung ausgeschrieben und von fa-
schistischen Mobs gejagt und brutal
zusammengeschlagen. Faschist_innen
aus ganz Europa treffen auf den grie-
chischen Inseln ein, soziale Zentren
und Solidaritätsstrukturen wurden in
Brand gesetzt.

Zudem wurde das Asylrecht für alle
Personen, die seit dem 1. März in
Griechenland eingereist sind, ausge-
setzt. Die griechische Regierung ließ
durch ihren Regierungssprecher Steli-
os Petsas mitteilen, dass sie einen Mo-
nat lang keine Asylanträge mehr von
Neuankommenden annehmen werde.
Neu eingereiste Geflüchtete werden
unter ad-hoc-Haftbedingungen wie im
Hafen auf Lesbos festgehalten und
sollen abgeschoben werden. Ihnen
wird jedoch nicht nur das Recht auf
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